
Regierungspräsidium Kassel  

Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte möglichst  

mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift:  Steinweg 6 · 34117 Kassel · Vermittlung 0561 106-0. 
Das Dienstgebäude Steinweg 6 ist mit den Straßenbahnlinien 3, 4, 6, 7 und 8 sowie verschiedenen Buslinien zu erreichen  
(Haltestelle Altmarkt). 

Regierungspräsidium Kassel · 34112 Kassel  

 

 

 

Zweckverband 

Raum Kassel 

Ständeplatz 13 

34117 Kassel  

 

 

Aktenzeichen 21/1 ï 93b 02-05 Nr. 05/14 
 
Bearbeiter/in  Herr Zierau 

Durchwahl 0561 106-31 13 
Fax 0561 106-16 41 

E-Mail peter.zierau@rpks.hessen.de 
Internet www.rp-kassel.de 
Ihr Zeichen  
Ihr Antrag vom 28.04.2014 
 

Besuchsanschrift Steinweg 6, Kassel 

 
 

Datum  .06.2014 

 

 

In dem landesplanerischen Verfahren nach § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m. § 8 

Hess. Landesplanungsgesetz (HLPG) 

 

des Zweckverbandes Raum Kassel 

 

   Antragstellerin,  

 

wegen 

 

Zulassung einer Abweichung vom Regionalplan Nordhessen 2009 (RPN), 

hat der Zentralausschuss der Regionalversammlung Nordhessen in seiner Sitzung am 02.06.2014  

 

folgende landesplanerische Entscheidung getroffen: 

 

I. 

 

Der Antrag vom 28.04.2014 auf Zulassung einer Abweichung vom RPN gemäß § 8 HLPG für 

die Ausweisung eines Sondergebietes für großflächigen Einzelhandel mit der Zweckbestimmung 

ĂSO-Fachmarkt/Reiterbedarfñ und einer Verkaufsflªche von 1.250 m² im Ortsteil Crumbach der 

Gemeinde Lohfelden, Landkreis Kassel, wird zugelassen. 

 

Der beiliegende Übersichtsplan (Maßstab 1: 50.000), ein Lageplan (1: 15.000) und die Plankarte 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplans werden Bestandteile dieses Bescheides. 

http://www.rp-kassel.de/
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II.  

 

Maßgabe: 

Im Bebauungsplan ist die zulässige Verkaufsfläche (VKF) für Reitbekleidung und Reitschuhe/-

stiefel auf insgesamt maximal 150 m² zu beschränken. Auf den Pferdesport bezogene Rand-

sortimente (z.B. Pferd-Fachbücher, Pferde-Kalender, Reitsport-Videos, reiterliche Geschenk-

artikel) sind auf maximal 50 m² VKF zu begrenzen. 

 

 

II I . 

 

Begründung: 

 

1. Sachverhalt 

Am 28.04.2014 beantragte der Zweckverband Raum Kassel (ZRK) die Zulassung einer 

Abweichung für die Ausweisung eines Sondergebietes für großflächigen Einzelhandel im 

Ortsteil Crumbach der Gemeinde Lohfelden, Landkreis Kassel. Das Grundstück liegt innerhalb 

des neu ausgewiesenen und bestandkrªftigen Bebauungsplanes Nr. 51 ĂLohfeldener R¿sselñ, der 

Einzelhandel ausschließt. Hier will ein Investor, die Fa. Krämer Pferdesport, einen Fachmarkt 

für Reiterbedarf mit einer Verkaufsfläche von insgesamt 1.250 m² errichten und die gesamte 

Palette des Reitersportzubehörs anbieten. Eine maximale Verkaufsfläche (VKF) von 150 m² soll 

dabei für Reitbekleidung und Reitschuhe/-stiefel vorgehalten werden. Die Rand-sortimente (z.B. 

Pferd-Fachbücher, Pferde-Kalender, Reitsport-Videos, reiterliche Geschenk-artikel) sollen auf 

50 m² VKF begrenzt werden. Ansonsten sollen nicht zentrenrelevante Artikel aus dem Bereich 

des Reitsports wie z. B. Sättel und Zaumzeug, Futtermittel und Stallbedarf bis hin zu Weide-

zäunen oder Pferdeanhängern dort gehandelt werden. Neben dem Verkaufsgebäude soll im 

Außenbereich eine Vorführfläche geschaffen werden, um den Kunden mit ihren Pferden z.B. 

eine Sattelprobe zu ermöglichen. Für solche dann mit einem Pferdeanhänger anreisende Kunden 

möchte der Betrieb einen möglichst verkehrsgünstig direkt an einer Autobahnabfahrt gelegenen 

Standort entwickeln. Ein 20 m hoher Werbemast mit dem Logo der Fa. Krämer soll den 
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potentiellen Kunden den Weg von der BAB 7 weisen. Auf dem Gelände ist keine Produktion 

oder Lagerhaltung geplant. 

 

Ausweisungen im Regionalplan Nordhessen 2009, die durch die geplante Maßnahme 

betroffen sind: 

 

Vorranggebiet Industrie und Gewerbe-Bestand 

 

¶ Nach Kapitel 3.1.3 Ziel 3 im Regionalplan sind Sondergebiete für großflächigen 

Einzelhandel gem. Ä 11 Abs. 3 BauNVO nur in den ĂVorranggebieten Siedlungñ 

zulässig. 

¶ Nach Kapitel 3.1.3 Ziel 4 kann zwar im Zuge von Flächenreaktivierungen 

ausnahmsweise großflächiger Einzelhandel mit nicht zentrenrelevanten 

Sortimenten in den Vorranggebieten für Industrie und Gewerbe Bestand 

zugelassen werden, unzulässig ist aber die Inanspruchnahme neuer, bislang 

unbebauter Gewerbeflächen für diese Zwecke. 

 

Da der geplante neue Einzelhandelsstandort außerhalb der im Regionalplan Nordhessen 2009 

(RPN) ausgewiesenen Vorranggebiete Siedlung realisiert werden soll, verstößt das Vorhaben 

auch gegen den Landesentwicklungsplan Hessen 2000 (LEP). Deshalb ist außerdem eine 

Abweichungszulassung durch die Oberste Landesplanungsbehörde erforderlich. 

 

Mit Schreiben vom 08.01.2014 wurden im Zuge der Bebauungsplanaufstellung durch die 

Gemeinde Lohfelden vom beauftragten Planungsbüro pwf in Kassel u. a. Hessen Mobil - 

Straßen- und Verkehrsmanagement Kassel, der Kreisausschuss des Landkreises Kassel, die 

Industrie- und Handelskammer Kassel, die Gemeindevorstände der Gemeinden Fuldabrück, 

Kaufungen und Söhrewald sowie die Stadt Kassel, das Dez. 31.1 (Grundwasserschutz, Wasser-

versorgung, Altlasten und Bodenschutz), das Dez. 27.1 (Obere Naturschutzbehörde) und die 

Dezernate Regionalplanung sowie Bauleitplanung beim RP Kassel beteiligt und um Stellung-

nahme gebeten. 

 

Die daraufhin eingegangenen Stellungnahmen zu dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Nr. 51, 2. Änderung ĂAm Lohfeldener Rüsselñ der Gemeinde Lohfelden wurden dem 

Regierungspräsidium Kassel zusammen mit dem Abweichungsantrag und der Abwägung der 

Gemeinde Lohfelden zu diesen Stellungnahmen am 29.04.2014 vom ZRK vorgelegt.  
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Der Obersten Landesplanungsbehörde wurde am 30.04.2014 unter Übersendung des Abweich-

ungsantrages und der vorliegenden Stellungnahmen mitgeteilt, dass eine Zulassung einer 

Abweichung vom Landesentwicklungsplan (LEP) für die geplante Maßnahme erforderlich sei; 

gleichzeitig wurde darum gebeten, diese Zulassung der Abweichung vom LEP sobald wie 

möglich auszusprechen. Die Beschlussvorlage für die Regionalversammlung werde nach ihrer 

Erstellung übersandt. 

 

2. Auswertung der Stellungnahmen 

Die Auswertung der Stellungnahmen ergab, dass die zu beteiligenden Nachbargemeinden keine 

Bedenken vorgetragen (Kaufungen, Söhrewald sowie die Stadt Kassel) bzw. auf die Abgabe 

einer Stellungnahme verzichtet haben (Fuldabrück). 

 

Die Träger öffentlicher Belange, die in einem landesplanerischen Beteiligungsverfahren für die 

Zulassung einer Abweichung vom RPN zu hören gewesen wären, haben der geplanten Ausweis-

ung eines Sondergebiets für den Reiter-Fachmarkt ebenfalls grundsätzlich zugestimmt und ihre 

Stellungnahme tlw. mit Hinweisen und Anregungen versehen.  

So weist das Koordinierungsbüro für Raumordnung und Stadtentwicklung der IHK Kassel-

Marburg und der Handwerkskammer Kassel darauf hin, dass das Unternehmen als eine 

Bereicherung für die Region bewertet wird, dass der gewählte Standort aber als ungünstig 

beurteilt werden muss, weil dieser eigentlich für Logistikbetriebe vorgehalten werden sollte. 

Zugleich regt das Koordinierungsbüro an, das Sortiment Bekleidung flächenmäßig zu 

beschränken und näher zu definieren, was zulässige Randsortimente sind.  

 

Der Landkreis Kassel trägt gegen das Vorhaben selbst keine Bedenken vor, regt aber an, die 

zulässige Turmhöhe (20 Meter) für den geplanten Werbepylon des Vorhabens zu reduzieren. 

 

Der Zweckverband Raum Kassel (ZRK) weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass der 

Standort im Fachbeirat überwiegend kritisiert wurde, weil hier eigentlich keine Handelsbetriebe 

angesiedelt werden sollten. Deshalb habe man dem Investor andere Standorte empfohlen, die 
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dieser jedoch abgelehnt habe, so dass der ZRK jetzt die notwendige Beantragung einer Abweich-

ungszulassung veranlassen und eine Flächennutzungsplanänderung durchführen werde. 

 

Der Bereich Bauleitplanung des Regierungspräsidiums weist auf verschiedene, aus rechtlichen 

Gründen zu beachtende Verfahrenserfordernisse sowie weitere Anforderungen an den Bebau-

ungsplanentwurf und seine Begründung hin, ohne den Planungsanlass selbst in Frage zu stellen 

oder zu kritisieren.  

 

Von Seiten der Regionalplanung wird auf die Zielverletzung und das Abweichungserfordernis 

hingewiesen und ebenfalls angeregt, für das Sortiment Bekleidung, dass sowohl zweifelsfreie 

Reitbekleidung, aber eben auch weitere Kleidungsstücke umfasst, eine Verkaufsflächenober-

grenze festzusetzen. Von den übrigen beteiligten Fachdezernaten des Regierungspräsidiums 

sowie den weiteren Trägern öffentlicher Belange wurden keine im Zuge dieses Abweichungs-

verfahrens zu berücksichtigenden Anregungen vorgetragen. 

 

Auf der Grundlage dieser Stellungnahmen hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Lohfelden 

beschlossen, den Anregungen zur Verkaufsflächenbegrenzung für Reitbekleidung und Reitstiefel 

zu folgen und diese auf maximal 150 m² zu begrenzen, sowie noch näher auszuführen, was unter 

den auf den Reitsport bezogenen Randsortimenten zu verstehen ist, die in ihrem Bebauungsplan-

entwurf auf maximal 50 m² VKF zulässig sein sollen. Der Anregung des Landkreises bezüglich 

einer Reduzierung der zulässigen Höhe des geplanten Werbepylons folgt die Gemeinde nicht 

und weist darauf hin, dass der benachbarte Werbepylon des Autohofs sogar 35 m hoch ist. 

 

 

3. Entscheidungsgründe 

Die beantragte Abweichung wird gem. § 6 Abs. 2 ROG in Verbindung mit § 8 HLPG zuge-

lassen, weil sie unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge des 

Regionalplans nicht berührt werden. 

Für das Plangebiet ĂLohfeldener R¿sselñ wurde im Frühjahr 2004 eine Abweichungszulassung 

(Drs. 03/2004) ausgesprochen, weil eine ca. 8 ha große Teilfläche dieses Gebietes seinerzeit 

nicht als Bereich für Industrie und Gewerbe (Zuwachs) im Regionalplan Nordhessen 2000 
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ausgewiesen war. Die Abweichungszulassung war mit dem Hinweis versehen, dass die Gemein-

de Lohfelden im weiteren Bebauungsplanverfahren an den bereits getroffenen Festsetzungen 

zum Einzelhandelsausschluss festhalten soll. Die sehr verkehrsgünstig gelegenen Flächen sollten 

insbesondere durch von dieser Lagegunst profitierende Gewerbebetriebe und einen Autohof, 

nicht aber von Handelsbetrieben genutzt werden.  

 

Inzwischen ist der überwiegende Teil der in einer interkommunalen Kooperation zwischen der 

Stadt Kassel und der Gemeinde Lohfelden in deren Gemarkung Crumbach entwickelten Flächen 

belegt. Neben einem Autohof haben sich u. a. verschiedene LKW-Hersteller mit Werkstatt- und 

tlw. Verkaufsbereichen sowie einige produzierende bzw. reparierende Betriebe, aber auch ein 

Fertighausanbieter mit einem Ausstellungshaus und i. V. m. dem Autohof außer einem größeren 

Tankstellenshop noch ein Schnellrestaurant und eine Spielhalle dort angesiedelt. Von daher ist 

die Fläche schon heute teilweise mit Nutzungen belegt, die man sich aus regionalplanerischer 

Sicht nicht unbedingt an diesem Standort wünscht, die aber in den vergangenen Jahren landauf 

und landab im direkten Gefolge zu Raststätten und Autohöfen errichtet und in dem Bebauungs-

plan für den Bereich Lohfeldener Rüssel seinerzeit schon ausdrücklich für zulässig erklärt 

wurden. 

 

Ebenso wie das Koordinierungsbüro und der ZRK bewertet auch die Regionalplanung die An-

siedlung eines größeren Fachmarkts für Reiterbedarf im Raum Kassel grundsätzlich als positiv 

und hätte sich ebenfalls einen zwar verkehrsgünstig gelegenen, aber besser integrierten Standort 

gewünscht. Dies war trotz der Bemühungen des ZRK leider ï auch mit Blick auf die Vorführ-

flächen und die Anfahrt mit Pferdeanhänger - nicht möglich, so dass nunmehr abzuwägen ist, in 

der Region auf den Fachmarkt zu verzichten, oder ausnahmsweise eine Abweichung zuzulassen.  

Nachdem sich der ZRK entschieden hat, den vom Investor ausgewählten Standort beim Autohof 

Lohfeldener Rüssel mitzutragen und die notwendigen planungsrechtlichen Voraussetzungen 

hierfür zu schaffen, ist es vertretbar, für diesen damit im Verbandsgebiet des ZRK abgestimmten 

Standort auch die notwendige Zulassung einer Abweichung auszusprechen. Dies auch, weil alle 

Beteiligten sich einig sind, dass der Anteil zentrenrelevanter Artikel planungsrechtlich so 

begrenzt werden kann und soll, dass definitiv keine erheblichen Auswirkungen auf zentrale 

Versorgungsbereiche oder Stadt-/Ortsteilzentren zu befürchten sind. 
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Die Maßgaben unter Ziffer II . soll sicherstellen, dass die von der Gemeinde bereits vorgesehenen 

Regelungen zum zulässigen Umfang des Handels mit zentrenrelevanten Artikeln im weiteren 

Verfahren auch beibehalten werden. 

 

Die Oberste Landesplanungsbehörde hat am (Datum noch einsetzen) mitgeteilt, dass sie auf der 

Grundlage der in dieser Beschlussvorlage dargestellten Entscheidungsgründe eine Abweichung 

von den Zielen für großflächige Einzelhandelsvorhaben im Landesentwicklungsplan Hessen 

2000 für das o.g. Vorhaben des Zweckverband Raum Kassel zulässt. Diese Entscheidung wird 

dem Zweckverband Raum Kassel hiermit gemäß § 4 Abs. 9 letzter Satz HLPG bekannt gegeben. 

 

 

Kostenentscheidung: 

Abweichungsverfahren vom Regionalplan sind nach § 16 HLPG grundsätzlich kostenpflichtig. 

Die zu erhebenden Verwaltungskosten regelt die Verwaltungskostenordnung für den Geschäfts-

bereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung (VwKostO-

MWEVL), zuletzt geändert am 19.11.2012, veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für 

das Land Hessen, Teil I, vom 11.12.2012. Kommunen sind bei Abweichungsverfahren nach der 

Verwaltungskostenordnung i.V. mit § 16 HLPG von der Zahlung befreit. Diese Befreiung gilt 

nicht, wenn die Kommune berechtigt ist, die Gebühr einem Dritten unmittelbar aufzuerlegen 

(etwa durch einen Städtebaulichen Vertrag mit dem Investor) oder wenn das Verfahren im 

Interesse eines nicht gebührenbefreiten Dritten beantragt wurde (siehe Ziffer 5501 der Kosten-

ordnung). Im vorliegenden Fall ist ein Investor, die Fa. Richard Krämer Pferdesport, vorhanden 

und Sie können die Verfahrenskosten zu diesem durchleiten. Die direkte Kostenlegung gegen-

über dem Investor ist mir leider aus rechtlichen Gründen nicht möglich. 

Die Verfahrenskosten für dieses Abweichungsverfahren habe ich berechnet; sie betragen 

4.000 ú.  
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Dabei habe ich folgende Positionen zugrunde gelegt:  

Nr. 51 der Kostenordnung Prüfung und Feststellung der Erforderlichkeit für 

ein Abweichungsverfahren mit geringem 

Aufwand 

1.500,00 ú 

Nr. 551 der Kostenordnung 

 

Zulassung der Abweichung 2.500,00 ú 

Summe  4.000,00 ú 

 

Den Betrag von 4.000,00 ú bitte ich bis zum (noch einsetzen)  unter der IBAN 

DE435000500000001005891 und der BIC HELADEFFXXX unter Angabe der Referenznummer 

(noch einsetzen) im Verwendungszweck und des Aktenzeichens 21/1-93b 02-05 Nr. 05/14 zu 

überweisen. Einen entsprechenden Überweisungsträger habe ich zu Ihrer Verwendung beigefügt. 

Werden Kosten nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, ist für jeden angefangenen 

Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von eins vom Hundert des auf 100,-- ú abgerundeten 

Kostenbetrages zu entrichten (§ 15 Hessisches Verwaltungskostengesetz). 

 

Auslagen i. S. von § 9 HessVwKostG sind nicht entstanden. 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgericht Kassel, Tischbeinstraße 32, 34121 Kassel, erhoben werden. 

 

Im Auftrag 

 

Anlagen 

1 Übersichtsplan (Maßstab 1: 50.000) 

(Linnenweber)      1 Lageplan (Maßstab 1:15.000) 

1 Plankarte des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans  
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